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1 HINTERGRUND

Die Finanzhilfen fir die kommunale Verkehrsinfrastruktur durch Bundes- und Landesmittel ful3-
ten nach dem urspringlichen Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) auf zwei Saulen:

e den Landesprogrammen mit einem Mittelvolumen von zuletzt 1,33 Mrd. € und einem breit
aufgestellten Kanon an Fordertatbestanden von Straf3enbau Uber Schieneninfrastruktur, Bus-
bahnhofe, BeschleunigungsmafRnahmen, Kreuzungsmafinahmen bis hin zu Fahrzeugférde-
rung im OPNV sowie

e dem Bundesprogramm mit einem Mittelvolumen von 0,3 Mrd. € speziell fir groRe Investitio-
nen in den spurgebundenen OPNV.

Das Bundesprogramm diente insbesondere dazu, die Kommunen und Lander bei der raschen
Realisierung von Grofdvorhaben zu unterstitzen, die deren Haushalte ansonsten Uberfordert
oder zu langen Realisierungszeitrdumen gefiihrt hatten. Fir die flachendeckende Forderung der
Verkehrsinfrastruktur mit Bundesmitteln waren die Landerprogramme vorgesehen.

Mit der Neuordnung der Bund-Lander-Finanzbeziehungen 2006 wurden die Finanzmittel des
Bundes aus den Landerprogrammen in die sogenannten EntFlechtG-Mittel tUberflhrt und somit
der enge Rahmen der GVFG-Fordertatbestédnde aufgeldst. Geleitet wurde diese Regelung von
dem Grundgedanken, dass Aufgabenverantwortung, Finanzverantwortung und Finanzmittelaus-
stattung jeweils der staatlichen Ebene zugeordnet sein sollten, die diese Aufgabe am besten
erfillen kann. Bestehen blieb ein Rumpf-GVFG, das nur noch das Bundesprogramm beinhaltet.
Wahrend die EntFlechtG-Mittel Ende 2019 auslaufen und durch eine vertikale Umverteilung der
Steuermittel ersetzt werden, wird das GVFG mit seinem Bundesprogramm fortgefiihrt.

Das aktuell giltige Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz beinhaltet noch eine Reihe von Relik-
ten aus seiner urspringlichen Fassung, die heute obsolet sind. Dies betrifft

o alle Fordertatbestande aus § 2 Absatz 1, auf3er Satz 2 (Bau und Ausbau von Schienenwe-
gen),

e die Landerprogramme aus § 6 Absatz 2,


verlietzma
Textfeld
Deutscher Bundestag
Ausschuss für Verkehr
und digitale Infrastruktur
Ausschussdrucksache

19(15)138-D
Stellungnahme zur 25. Sitzung - 
Öffentl. Anhörung am 07.11.2018



(@] m|
INTRAPLAN
D D @ Consult GmbH

e die den L&ndern zur Verfigung stehenden Finanzmittel und deren Verteilung in § 10 Ab-
satz 2

2 ANDERUNGEN IM GESETZENTWURF UND DEREN IMPLIKATIONEN

Die Anderungen im Gesetzentwurf zum GVFG betreffen im Wesentlichen die folgenden Punkte:
e § 2 Fordertatbestande

- Wegfall der StralRenbauférderung

- Aufnahme von Radverkehrsanlagen

- Aufnahme von Erhalt von Schienenwegen und Planungskosten

- Aufnahme von Schienenwegen auf stralBenbiindigem Bahnké&rper

- Aufnahme von neuen Antriebstechnologien bei der Fahrzeugférderung

e 8 3 Verankerung der Ziele Nachhaltigkeit, Klimaschutz und Umweltvertraglichkeit in den For-
dervoraussetzungen

e 8§ 6 Bundesprogramm

- Ausweitung des Bundesprogramms auf alle Fordertatbestdnde und damit der Zustandig-
keit des Bundes fir alle Fordertatbestande

- Absenkung der Mindestinvestitionssumme fur die Aufnahme in das GVFG-Bundes-
programm von derzeit 50 Mio. € auf 10 Mio. €.

Mit dem Gesetzentwurf ist somit vorgesehen, die finanzielle, fachlich-inhaltliche und verwal-
tungsmaéaRige Verantwortung des Bundes in erheblichem MalRe auszuweiten. Inshesondere im-
pliziert dies eine Verantwortung fur deutlich kleinteiligere und in héherem Mal3e lokale Vorhaben

als bislang.
3 STELLUNGNAHME ZU DEM GESETZENTWURF
3.1 Fordertatbestande

Die Ausweitung der Fordertatbestédnde um den Erhalt der kommunalen Schieneninfrastruktur ist
begrifRenswert. Dahinter verbirgt sich ein Investitionsvolumen, das die kommunalen Haushalte
vielerorts nicht tragen kdnnen, weder direkt (als kommunale Investitionen) noch indirekt (Uber
die Verkehrsbetriebe).
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Die Beschrankung der Fordertatbestande auf Strecken mit besonderem Bahnkdrper stammt aus
einer Zeit, als der schienengebundene OPNV in den Stadten weitgehend als klassische Stra-
Benbahn auf straRenbiindigem Bahnkorper verkehrte und mit dem stark angewachsenen Stra-
Renverkehr im Stau stand. Dadurch verlor der OPNV zu jener Zeit rapide an Attraktivitat, sodass
umso mehr Fahrgaste zum MIV abgewanderten. Daraus hat man, aus damaliger Sicht zu Recht,
abgeleitet, dass ein zuverlassiger und leistungsféhiger schienengebundener OPNV nur dann zu
erreichen ist, wenn er weitgehend unabhéngig vom Kfz-Verkehr und dessen Staus verkehren
kann. Unter anderem um den kostenintensiven Umbau der kommunalen Schieneninfrastruktur
hin zu modernen U-Bahn- und Stadtbahnsystemen mit geringen Behinderungen durch den Kfz-
Verkehr zu unterstitzen, werden nach GVFG nur besondere und unabhéngige Bahnkorper ge-
fordert. Die wesentlich hohere Zuverlassigkeit und Pinktlichkeit der weitgehend unabhangigen
Schienensysteme gegenlber dem StraRenverkehr und Busverkehr sind ein maRgeblicher Grund
fir deren weitaus hohere Attraktivitat fur die Fahrgaste und damit den Erfolg des OPNV in den
letzten Jahrzehnten.

Heute wird die Einschrankung der GVFG-Férderung auf besonderen und unabhéngigen Bahn-
korper fur die Errichtung von oberirdischen Stralienbahnen mit hoher Erschliel3ungsfunktion
jedoch eher als Hindernis wahrgenommen. Es wird beklagt, dass diese Einschrankung Anreize
schaffe, OPNV-Trassen aus dicht bebauten Zentren herauszuhalten und auf Verkehrsflachen
mit hoher Trennwirkung bzw. unterirdisch zu fihren. Unter diesem Gesichtspunkt ist der Wegfall
dieser Beschrankung zu begrtif3en. Dabei ist jedoch zu vermeiden, dass die Systemzuverlassig-
keit im gesamten Netz wesentlich leidet und der OPNV an Attraktivitét verliert.

Die weiteren, im Gesetzentwurf geforderten Ausweitungen der Fordertatbestande (Radverkehr,
neue Antriebstechnologien) sind nur in Zusammenhang mit einer, dann erforderlichen Auswei-
tung des Bundesprogramms (siehe unten, Punkt 3.3) zu bewerten.

3.2 Fordervoraussetzungen

Die Aufnahme der Ziele Nachhaltigkeit, Klimaschutz und Umweltvertraglichkeit in die Forder-
voraussetzungen stellt eine weitere Konkretisierung dar. Eine Neufassung des Standardisierten
Bewertungsverfahrens macht dies jedoch nicht erforderlich. Die Standardisierte Bewertung ist
ein gesamtwirtschaftliches Bewertungsverfahren, bei dem insbesondere auch die genannten
Ziele durch die entsprechenden Kriterien

e Treibhausgasemissionen
e Schadstoffemissionen
e Schallimmissionen

Eingang in den Nutzen-Kosten-Indikator finden.
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3.3 Ausweitung Bundesprogramm

Die Ausweitung des GVFG-Bundesprogramms auf samtliche Fordertatbesténde und die Absen-
kung des Mindestinvestitionsvolumens auf 10 Mio. € geht weit Uber eine finanzielle Beteiligung
des Bundes an den erforderlichen kommunalen Investitionen in die Verkehrswende hinaus. Sie
impliziert auch eine fachlich-inhaltliche Programmverantwortung und die verwaltungstechnische
Programmabwicklung von lokal begrenzten Kleinvorhaben. Beides ist bei den Landern mit héhe-
rer regionaler und lokaler Ausrichtung der Fachverwaltung und hdherer Vor-Ort-Prasenz deutlich
besser angesiedelt als auf Bundesebene.

Wenn es die Intention des Gesetzentwurfs ist, durch den gezielten Einsatz von Finanzmitteln auf
kommunaler Ebene Einfluss auf die Verkehrswende zu nehmen, so ist eine zweck-, aber nicht
projektgebundene Bereitstellung von Mitteln an die LaAnder mit Programmverantwortung bei die-
sen deutlich effizienter. Ob das Uber eine Neuauflage der Landerprogramme im GVFG geregelt
wird oder Uber ein anderes Gesetz, ist dabei gesondert zu diskutieren.

Im Bereich der Eisenbahnen des Bundes besteht eine Liicke zwischen den vorrangig auf den
Guter- und Fernverkehr fokussierten Bedarfsplanprojekten und den auf Verdichtungsrdume be-
schrankten Vorhaben aus dem GVFG-Bundesprogramm. Davon betroffen sind finanziell auf-
wandige Malinahmen aul3erhalb der Verdichtungsraume, die vorrangig dem SPNV dienen. Hier
sollte geprift werden, wie diese Liicke geschlossen werden kann.





